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A.  Einleitung 

Mit dem Beschluss des Landtags vom 29. Januar 2010 – Landtagsdrucksache 
17/194 – wird die Landesregierung gebeten, zur 9. Tagung einen schriftlichen Be-
richt über die „Finanzielle Situation der Schleswig-Holsteinischen Kommunen“ ab-
zugeben. 

Mit dem Bericht sollen die im Haushaltsjahr 2009 entstandenen positiven und ne-
gativen freien Finanzspielräume der Gemeinden, Städte und Kreise, jeweils unter-
teilt nach 8 Kommunalgruppen, die Empfänger von in 2009 gezahlten Fehlbe-
tragszuweisungen, ebenso unterteilt nach 8 Kommunalgruppen, die Einnahmen 
der Kommunen aus Finanzausgleich und Steuern in den Jahren 2005 bis 2009 
sowie die Schulden der Gemeinden und Gemeindeverbände, geordnet nach Krei-
sen, und der kreisfreien Städte und Kreise dargestellt werden. 

B.  Hauptteil 

1. Vorbemerkungen zur Erhebung der Daten 

a) Zu den Angaben zu I.1 und I.2 

Unterlagen zu den positiven und negativen freien Finanzspielräumen liegen dem 
Innenministerium nur von den Kommunen vor, für die das Innenministerium die 
Aufsicht ausübt (kreisangehörige Städte über 20.000 EW, kreisfreie Städte und 
Kreise, jeweils 6. bis 8. Kommunalgruppe). Die Daten zu den übrigen Städten und 
Gemeinden (jeweils 1. bis 5. Kommunalgruppe) wurden bei der Landrätin und den 
Landräten als untere Kommunalaufsichtsbehörden zusammengestellt und dem In-
nenministerium übermittelt. 

Der jeweils anzugebende freie Finanzspielraum stellt den Teil der Zuführung zum 
Vermögenshaushalt dar, der für die Finanzierung von Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen zur Verfügung steht, er wird aus dem Zuführungsbe-
trag zum Vermögenshaushalt ermittelt. Der Zuführungsbetrag muss dabei mindes-
tens in Höhe der ordentlichen Tilgung von Krediten einschl. der Kreditbeschaf-
fungskosten sowie der Ansammlung der pflichtigen Rücklagen erwirtschaftet wer-
den. Damit wird deutlich, dass der freie Finanzspielraum nur für Kommunen An-
wendung findet, die ihre Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der kamera-
len Buchführung führen. Seit 2007 haben die Kommunen in Schleswig-Holstein 
die Möglichkeit, ihre Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten 
Buchführung zu führen. Von dieser Möglichkeit haben im Haushaltsjahr 2009 ins-
besondere fast alle Kreise, zwei kreisfreie Städte und auch einige kreisangehörige 
Städte und Gemeinden Gebrauch gemacht. Für diese Kommunen wurden die po-
sitiven bzw. negativen doppischen Jahresergebnisse ermittelt. 

Grundsätzlich ist sowohl die kamerale Jahresrechnung als auch der doppische 
Jahresabschluss bis zum 1. Mai der jeweiligen Kommunalaufsicht vorzulegen. 
Dieser Termin lässt sich nicht immer von den Kommunen einhalten. Insbesondere 
für die Kommunen, die bereits auf die Doppik umgestellt haben, aber auch für 
Kommunen, die mit der Umstellung auf die Doppik befasst sind, ist es aufgrund 
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der mit der Umstellung verbundenen umfangreichen Arbeiten sowie der Erstellung 
der Eröffnungsbilanz weitgehend nicht möglich gewesen, ihre Rechnungsergeb-
nisse zeitgerecht festzustellen. Für diese Kommunen wurden in den Übersichten 
zu I.1 und I.2 (Anlage 1 und 2) die nach den Haushaltsplanungen für 2009 erwar-
teten positiven und negativen freien Finanzspielräume bzw. Jahresergebnisse 
dargestellt. In Spalte 3 wurde zur Differenzierung vermerkt, ob es sich bei den An-
gaben in den Spalten 4 bzw. 5 um Ist-Zahlen (I) oder Soll-Zahlen (S) handelt. 

Die Angaben zu I.1 und I.2 wurden wie in dem Antrag vorgegeben unterteilt nach 
8 Kommunalgruppen erhoben. Dabei wurden der Vollständigkeit halber in den ers-
ten drei Kommunalgruppen auch die Städte erfasst, die nach der Einwohnerzahl 
zu der jeweiligen Kommunalgruppe gehören. Zudem wurde die 3. Kommunalgrup-
pe zur genaueren Abgrenzung erweitert auf „von 5.000 bis 10.000 EW“ und die 5. 
Kommunalgruppe der Städte auf „über 10.000 bis 20.000 EW“. Für die Einordnung 
der Städte und Gemeinden in die jeweiligen Kommunalgruppen sind die für den 
Finanzausgleich 2009 zu Grunde gelegten Einwohnerzahlen zum 31. März 2008 
herangezogen worden. 

b) Zu den Angaben zu I.3 

Fehlbetragszuweisungen nach § 16 FAG werden vom Innenministerium gewährt. 
Daneben sieht § 18 FAG die Bewilligung von Fehlbetragszuweisungen bis zu ei-
ner Höhe von 80.000 € aus den bei den Kreisen zu bildenden Kreisfonds vor. Die 
von den Kreisen in 2009 gezahlten Fehlbetragszuweisungen wurden bei der Land-
rätin und den Landräten als untere Kommunalaufsichtsbehörden erfragt.  

Die Unterteilung der 8 Kommunalgruppen und Einordnung der Städte und Ge-
meinden ist wie bei den Angaben zu I.1 und I.2 erfolgt (s. oben). 

c) Zu den Angaben zu I.4 

Die Daten über die Einnahmen der Kommunen aus Finanzausgleich und Steuern 
werden fortwährend im Innenministerium erfasst und in einer Gesamtübersicht ge-
führt, in die auch die Daten über die zu erwartenden Einnahmen der Folgejahre 
auf der Basis der aktuellen Steuerschätzung aufgenommen werden. 

d) Zu den Angaben zu I.5 bis I.7 

Die Daten über die öffentlichen Schulden der Gemeinden und Gemeindeverbände 
einschließlich der kreisfreien Städte und Kreise werden jährlich vom Statistikamt 
Nord für die amtliche Statistik erfasst. Bei den Daten der Anlage 8 handelt es sich 
um eine Vorabmitteilung des Statistikamtes Nord an das Innenministerium. 

2. Ausführungen zu den tabellarischen Übersichten 

a) Zu den Angaben zu I.1 und I.2 

In Anlage 1 und 2 sind die einzelnen Kommunen mit den jeweiligen positiven oder 
negativen freien Finanzspielräumen bzw. Jahresergebnissen aufgeführt, wobei in 
den Tabellen zu den Kommunengruppen 1 bis 5 die Gemeinden und Städte den 
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jeweiligen Kreisen zugeordnet wurden. Die Tabellen in Anlage 3 zeigen zudem zu 
den Kommunengruppen 1 bis 5 die jeweiligen Gesamtbeträge der positiven oder 
negativen freien Finanzspielräume bzw. Jahresergebnisse auf. Anlage 4 enthält 
als Gesamtübersicht eine Tabelle mit den Summen der positiven oder negativen 
freien Finanzspielräume bzw. Jahresergebnisse aus allen 8 Kommunalgruppen. 

Die Eintragungen in Spalte 3 der Tabellen in Anlage 1 und 2 zeigen, dass zzt. 
noch bei einer Reihe von Kommunen die Jahresergebnisse nicht vorliegen. Insbe-
sondere bei den kreisangehörige Städten über 20.000 EW, den kreisfreien Städ-
ten und den Kreisen ist der Anteil der Kommunen mit noch nicht vorliegenden Jah-
resergebnissen hoch, begründet durch die Umstellung auf die Doppik. So liegen 
die Jahresergebnisse bei 3 der 16 kreisangehörigen Städte über 20.000 EW noch 
nicht vor (Ahrensburg, Bad Oldesloe, Pinneberg), bei 3 der 4 kreisfreien Städte 
(Kiel, Lübeck und Flensburg) und bis auf Steinburg bei allen Kreisen. Insofern ist 
zu bedenken, dass in die Gesamtsummen (Anlagen 3 und 4) z. T. in großem Um-
fang Plandaten eingeflossen sind. 

In den Tabellen zu I. 1 sind z. T. Kommunen mit Eintragungen von „0 €“ enthalten. 
Dieses Ergebnis wird bei kameraler Haushaltsführung erreicht, wenn zur Vermei-
dung eines Defizits eine Zuführung vom Vermögens- zum Verwaltungshaushalt er-
folgt. 

Als Gesamtergebnis ist aus den Tabellen zu entnehmen, dass im kreisangehöri-
gen Bereich einschließlich der kreisangehörigen Städte über 20.000 EW die An-
zahl der Gemeinden und Städte mit einem positiven freien Finanzspielraum deut-
lich überwiegt. Bei den Kreisen ist hingegen für 2009 nur bei Segeberg, Steinburg 
und Stormarn ein positives Ergebnis zu verzeichnen, alle 4 kreisfreien Städte wei-
sen negative Zahlen aus. 

b) Zu den Angaben zu I.3 

In Anlage 5 sind unterteilt nach den 8 Kommunalgruppen die vom Innenministeri-
um sowie von den Kreisen in 2009 gewährten Fehlbetragszuweisungen aufge-
führt. Soweit zu einzelnen Kreisen keine Angaben enthalten sind, wurde von die-
sen „Fehlanzeige“ gemeldet. 

Aus Anlage 6 sind ergänzend die Gesamtbeträge der für die einzelnen Kommu-
nalgruppen sowie der Gesamtbetrag der in 2009 für alle Kommunen gewährten 
Fehlbetragszuweisungen zu entnehmen. 

Fehlbetragszuweisungen werden grundsätzlich für bereits entstandene Fehlbeträ-
ge gewährt; das bedeutet, dass die in 2009 gewährten Fehlbetragszuweisungen 
bewilligt wurden für bis 2008 entstandene Fehlbeträge. Für bis einschließlich 2009 
entstandene Fehlbeträge erfolgt die Bewilligung von Fehlbetragszuweisungen erst 
im laufenden Haushaltsjahr. 

Aus den Gesamtbeträgen in Anlage 6 wird deutlich, dass der überwiegende Teil 
der Fehlbetragszuweisungen an die kreisfreien Städte und Kreise gezahlt wurde, 
den Kommunalgruppen, bei denen auch in 2008 die Finanzprobleme gemessen 
an den bis 2008 aufgelaufenen Defiziten am größten waren. 
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c) Zu den Angaben zu I.4 

Die Übersicht zu den Einnahmen der Kommunen aus Finanzausgleich und Steu-
ern – Anlage 7 - macht deutlich, das sich die Einnahmen bis 2004 rückläufig ent-
wickelt haben, in den Jahren 2005 bis 2008 jedoch wieder ein deutlicher Anstieg 
zu verzeichnen war. So stiegen die Einnahmen in den Jahren 2005 bis 2008 um 
rd. 225 Mio. €, um rd. 67 Mio. €, um rd. 120 Mio. Mio. € und um rd. 297 Mio. €. Vor 
dem Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise mussten die Kommunen 2009 
einen Rückgang bei Ihren Einnahmen aus Finanzausgleich und Steuern von rd. 
110 Mio. € hinnehmen (Angaben jeweils Spalte 20). 

Nach der Steuerschätzung vom Mai 2010 müssen die Kommunen in den Jahren 
2010 und 2011 mit einem weiteren Rückgang ihrer Einnahmen aus Finanzaus-
gleich und Steuern rechnen; erst ab dem Jahr 2012 kann wieder ein Zuwachs er-
wartet werden. 

d) Zu den Angaben zu I.5 bis I.7 

Die Tabelle in Anlage 8 weist die zum 31. Dezember 2009 ermittelten Schulden 
insgesamt sowie die Schulden pro EW für die kreisfreien Städte, Kreise, kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden sowie die Amtsverwaltungen aus. Sie belaufen 
sich auf insgesamt 2.632 Mio. € oder 930 €/EW. 

C.  Zusammenfassung 

Aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise hat sich die Finanzsituation der schles-
wig-holsteinischen Kommunen 2009 wieder verschlechtert. Die kommunale Fi-
nanzpolitik erfordert auch in den nächsten Jahren eine konsequente Haushalts-
konsolidierung, die im Verwaltungshaushalt oder Ergebnisplan ansetzt. Darüber 
hinaus ist es weiterhin erforderlich, die Kommunen, die ihren Haushalt nicht aus-
gleichen können, durch Fehlbetragszuweisungen zu unterstützen. 

D.  Anlagenverzeichnis  

1 Anlage 1 Daten zu I.1 
2 Anlage 2 Daten zu I.2 
3 Anlage 3 Gesamtsummen der kreisangehörigen Gemeinden/Städte zu I.1 

und I.2  1. bis 5. Kommunalgruppe 
4 Anlage 4 Gesamtsummen aller Kommunen zu I.1 und I.2 
5 Anlage 5 Daten zu I.3 
6 Anlage 6 Gesamtsummen zu I.3 
7 Anlage 7 Daten zu I.4 
8 Anlage 8 Daten zu I.5 bis I.7 










































































































































































































